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	< Zur Sache

Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kollegen,
bereits jetzt werfen die Verhandlungen der diesjährigen Besoldungs- und Tarifrunde für die 
Landesbeschäftigten sowie im Ergebnis die Beamtinnen und Beamten des Landes Nieder-
sachsen ihren Schatten voraus. 

Zwar gibt es im Vergleich zu den Tarifverhandlungen bei Bund und Kom-
munen im Landesdienst weniger Beschäftigte, doch auch hier sind die der-
zeitigen Gehaltsrückstände signifikant. 

Darüber hinaus schließen sich an die TV-L-Tarifverhandlungen die Besol-
dungsgespräche für die Landesbeamtinnen und Landesbeamten an, die in 
der Gesamtheit den größten Personalbestand in den Bundesländern und 
so auch im Land Niedersachsen ausmachen.

	< Tarifverhandlungen

So erfolgen derzeit die ersten Abstimmungsgespräche im Rahmen der Gre-
mien des dbb und des NBB, gleichzeitig Planungen und Überlegungen zur 
eigenen Gestaltung dieser für uns alle so wesentlichen Verhandlungen. 

Und auch der weitere Zeitplan steht. Nach Durchführung der Findungs-
kommission ist die Auftaktveranstaltung zu den Tarifverhandlungen für 
Anfang Oktober 2021 geplant. Mit den abschließenden Verhandlungsrun-
den rechnen wir Ende November 2021.

	< Besondere Herausforderung

Eines dürfte schon jetzt klar sein: Die diesjährigen Tarifverhandlungen wer-
den für alle Beteiligten eine besondere Herausforderung sein, nicht zuletzt 
aufgrund der nach wie vor unklaren Situation, wie sich das Pandemiege-
schehen in Deutschland bis zum Herbst entwickelt haben dürfte.

Bereits im vergangenen Jahr, im Rahmen der Verhandlungen für die Be-
schäftigten bei Bund und Kommunen, ist deutlich geworden, dass Tarifge-
spräche und auch damit verbundene gewerkschaftliche Aktionen in Zeiten 
einer solchen Pandemie anders verlaufen und eine noch höhere Bereit-
schaft und Disziplin aller erfordern. 

Der Umstand, dass sich die Redaktionsverhandlungen zu den Tarifverhand-
lungen des TVöD bis in das Frühjahr hingezogen haben, macht deutlich, 
wie kompliziert und kontrovers sich auch das sich anschließende Feintu-
ning gestalten kann. 

Nur der Besonnenheit und Kompetenz der gewerkschaftlich Verantwort-
lichen ist es zu verdanken, dass sich am Ende des Tages die vereinbarten Er-
gebnisse auch in einem annehmbaren Papier wiederfinden und somit der 
vielzitierten Anerkennung der Leistungsfähigkeit der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes Rechnung tragen. 

Jetzt gilt es auch, in den anstehen-
den Länderrunden die Erkenntnisse 
der vergangenen Tarifrunde mit ein-
fließen zu lassen und erneut mit gu-
ten Konzepten unsere eigene Akti-
onsfähigkeit unter Beweis zu stellen. 

	< NBB-Landestarifkommission 

Ich bin aus diesem Grunde sehr 
dankbar dafür, dass der verantwort-
liche Vorstand der Landestarifkom-
mission sehr frühzeitig in die eige-
nen Überlegungen zur Gestaltung 
dieser Tarifrunden eingestiegen ist 
und sich intensiv mit dieser Thema-
tik auseinandersetzt. 

Allen Beteiligten ist bewusst, wie hoch unsere Verantwortung für die Kol-
leginnen und Kollegen des öffentlichen Dienstes ist. 

Ganz besonders wichtig erscheint mir an dieser Stelle der Hinweis, dass es ein 
gemeinsamer Kraftakt sein wird, mit allen Beteiligten im weiteren Prozess 
insbesondere der Arbeitgeberseite zu zeigen, wo tatsächlich der Schuh drückt. 

Im Ergebnis müssen wir alles daransetzen, um dafür zu sorgen, dass die 
Kluft zwischen dem öffentlichen Dienst in Niedersachsen und den Mög-
lichkeiten und Ergebnissen der freien Wirtschaft nicht noch weiter aus
einanderklaffen.

Auch in Niedersachsen haben wir in den vergangenen Monaten sehr viel 
vom Loblied auf den öffentlichen Dienst, die Tarifbeschäftigten und die Be-
amtenschaft gehört. 

Flagge zeigen!

Jetzt wird es an der Zeit sein, Flagge zu zeigen und unsererseits in der Öf-
fentlichkeit und der Politik für unsere Anliegen weiter zu werben.

	< NKiTaG

Aus der Vielzahl der aktuellen Themen, mit denen wir uns derzeit beschäf-
tigen, möchte ich darüber hinaus einige Ausführungen zum Entwurf eines 

	< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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Gesetzes zur Neugestaltung des Niedersächsischen Rechts der Tagesein-
richtungen für Kinder und der Kindertagespfl ege, dem NKiTaG machen. 

Der NBB hat zusammen mit den hier beteiligten Fachgewerkschaften KEG, 
VBE und komba in einer sehr umfangreichen Stellungnahme Position be-
zogen. Darüber hinaus habe ich unsere Auff assungen zu dieser Gesetzes-
vorlage im Rahmen einer mündlichen Anhörung im Sozialausschuss Anfang 
Mai nachhaltig deutlich gemacht. 

Insgesamt sehen wir einige Inhalte dieses Gesetzes deutlich kritisch und 
haben sowohl in der Stellungnahme als auch in der mündlichen Anhörung 
nachhaltigen Verbesserungsbedarf angemahnt. 

< Verbesserungsvorschläge des NBB

So müssen aus Sicht des NBB insbesondere der Reduzierung der Gruppen-
größen in den Kindertagesstätten, Maßnahmen gegen eine „graue Integ-
ration“ und der Umsetzung verbesserter räumlicher Bedingungen ein be-
sonderes Augenmerk geschenkt werden. 

Ganz besonders unzufrieden sind wir aber insbesondere mit den Regelun-
gen, die unser beteiligtes Personal betreff en. 

So haben wir zu Recht darauf hingewiesen, dass nach Schätzungen einer 
aktuellen Bertelsmann-Studie allein in Niedersachsen etwa 3.500 Erziehe-
rinnen und Erzieher fehlen. Maßnahmen, die genau diese Zahl deutlich ab-
schwächen und somit die Situation auch für die jetzt in den Einrichtungen 
tätigen Erzieherinnen und Erzieher verbessern, fi nden sich im vorgelegten 
Gesetzentwurf leider nicht. 

Dieser erhebliche Personalmangel wirkt sich im Ergebnis nachhaltig auf die 
jeweiligen Gruppengrößen aus. 

Gegenwärtig werden in Krippengruppen bis 15 Kinder, in Regelgruppen bis 
25 Kinder und in Hortgruppen bis zu 20 Kinder betreut. 

Der Einsatz der derzeit vorhandenen pädagogischen Kräfte hat einen Ver-
teilungsschlüssel im Krippenbereich von 1:5 Kindern, im Regelbereich von 
1:12,5 und im Hortbereich sogar von 1:10 Kindern. 

< Verteilungsschlüssel

Wir fordern dringend, diese Verteilungsschlüssel nachhaltig im Interesse 
der Beschäftigen, aber auch der betroff enen Kinder zu verbessern, um eine 
gerechte Betreuung der Kinder zu gewährleisten und somit auch Fragen 
der Inklusion und der Integration viel direkter zu bedienen. 

Nach Auff assung des NBB und seiner beteiligten Fachgewerkschaften ist 
dieses im Minimum mit dem zusätzlichen Einsatz von Assistenten als Dritt-
kraft zu gewährleisten. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung enthält angesichts 
des gesetzlich verankerten Bildungsauftrags im Elementarbereich keine 
Verbesserung im Hinblick auf den Personalschlüssel, die dritte Kraft aber 
auch keine Perspektive für qualitativ bessere Berufs- und Aufstiegschan-
cen für Erzieherinnen und Erzieher. 

Gerade die dritte Kraft wird vom NBB vehement eingefordert, um dem Auf-
trag der Kitas gerecht zu werden. 

Mit Blick auf die COVID-19-Pandemie sind diverse Versäumnisse in der Ki-
tapolitik aufgedeckt, denen der aktuelle Gesetzentwurf leider nur unge-
nügend begegnet. 

Die überaus dünne Personaldecke, zu wenig gut ausgebildetes Personal, zu 
viele Kinder auf beengtem Raum – all das sind Umstände, die seit vielen 
Jahren die Arbeit erschweren, die Kinder, Eltern und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter stark belasten. 

Ein „neues“, überarbeitetes KiTaG sollte hierauf eingehen und für Bedin-
gungen sorgen, die das Wohl der Kinder, Eltern und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Blick haben. 

Dafür ist natürlich eine gute Finanzierung erforderlich, damit die örtlichen 
Träger der Kindertagesbetreuung nicht überlastet werden. 

< Eindeutige Signale der Landesregierung erwartet!

Wir als NBB erwarten in diesem Jahr von der Landesregierung eindeutige 
Signale in Richtung des öff entlichen Dienstes und seiner Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

Dies gilt sowohl – deutlich gemacht an den unzureichenden Entwürfen des 
Kitagesetzes – für den Umgang mit den Beschäftigten in diesem speziel-
len Bereich. 

Umso mehr aber auch in den anstehenden Tarifverhandlungen!

Das Land Niedersachsen als Arbeitgeber muss sich jetzt seiner Verpfl ich-
tung endlich bewusst werden, wir werden die politisch Verantwortlichen 
immer wieder an diese Verpfl ichtung erinnern.

Ihr/Euer

Alexander Zimbehl, 1. Landesvorsitzender
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Digitalsitzung der Landestarifkommission

Auftakt in Richtung Tarifverhandlungen
Der Niedersächsische Beam-
tenbund und Tarifunion wird 
zusammen mit seinen Mit-
gliedsgewerkschaften und 
-verbänden gut vorbereitet 
und mit klaren Signalen in die 
diesjährige Besoldungs- und 
Tarifrunde für die Landesbe-
schäftigten und Beamtinnen 
und Beamten des Landes Nie-
dersachsen gehen. 

	< Auftaktveranstaltung

So lauteten das klare Votum 
und die Kernbotschaft des Vor-
standes der Landestarifkommis-
sion, die sich in ihrer digitalen 
Auftaktveranstaltung mit den 
zu erwartenden Eckpunkten der 
Verhandlungsrunden, die im 
Herbst dieses Jahres in Berlin 
und Potsdam erfolgen werden, 
auseinandersetzte. 

Dabei ging der Vorsitzende der 
Landestarifkommission im 
NBB, Oliver Haupt (komba), 
zum Auftakt der Sitzung zu-
nächst auf die durchaus 
schwierigen Rahmenbedingun-
gen ein, die in diesem Jahr be-
vorstehen dürften. 

	< Tarifverhandlungen

Die Forderungsfindung und 
Durchführung von Tarifver-
handlungen, begleitende Akti-
onen und vor allem das deut
liche Signal in Politik und 
Gesellschaft, wie wichtig ein 
guter Tarifabschluss für die Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes im Ergebnis sein wird, 
werden in diesem Jahr, bedingt 
durch die anhaltende Pande-
miesituation, deutlich kompli-
zierter umzusetzen sein als in 
den Vorjahren. 

Gleichzeitig, und dies unter-
strich der 1. Landesvorsitzende 
des NBB, Alexander Zimbehl, 
werden sich der NBB uns seine 
Fachgewerkschaften gemein-
sam aufstellen und die nieder-
sächsischen Impulse für diese 

Tarifverhandlungen nachhaltig 
und möglichst geschlossen vo-
rantreiben.

	< Schwierige und komplexe 
Verhandlungen erwartet

Mit Blick auf die gerade erst ab-
geschlossenen Redaktionsver-
handlungen zur Tarifeinigung 
des TVöD aus dem vergange-
nen Herbst unterstrichen so-
wohl Oliver Haupt als auch  
Alexander Zimbehl, dass sie ins-
gesamt schwierige und komple-
xe Verhandlungen erwarten.

Gleichzeitig wurde in der Sitzung 
aber deutlich, dass durch die Lan-
destarifkommission und die 
Spitze des NBB klare Signale in 
Richtung der Verhandlungspart-
ner zu erwarten sein dürften. 

So werden insbesondere die Er-
höhung der linearen Kompo-
nente, gleichzeitig aber auch 
die drängenden Fragen zu Son-

derzahlungen und die Möglich-
keit besonderer Entgeltum-
wandlungen im Fokus der 
Überlegungen stehen. 

Alexander Zimbehl unterstrich 
im Rahmen der Landestarifkom-
mission zudem die besondere 
Steuerungs- und Koordinie-
rungsfunktion des NBB im Rah-
men der gesamten Tarifrunde. 

	< Kräftige Unterstützun-
gen seitens des NBB

So wird sich der NBB noch in-
tensiver in den zu erwartenden 
Gesamtprozess mit einbringen 
und in enger Abstimmung mit 
dem Vorstand der Landestarif-
kommission sowohl im Rah-
men der politischen Gespräche 
die berechtigten Forderungen 
der Beschäftigten und der Be-
amtenschaft deutlich machen 
als auch gleichzeitig die Akti-
onsmöglichkeiten im Verband 
bündeln und koordinieren. 

Zudem ging Alexander Zimbehl 
auf die politischen Forderungen 
zur aktuellen Tarifrunde ein, 
geht es doch im Kern um die 
Frage, den öffentlichen Dienst 
in Niedersachsen auch durch ein 
respektables Tarifergebnis at-
traktiver und leistungsfähiger 
zu machen. 

	< Attraktivität des  
öffentlichen Dienstes

Nur so kann es auch in Zukunft 
gelingen, perspektivisch mehr 
junge Menschen für unsere Be-
rufsfelder zu gewinnen. 

Der NBB und die Landestarif-
kommission werden in den 
kommenden Wochen und Mo-
naten sowohl die beteiligten 
Gremien als auch die betroffe-
nen Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes in Niedersachsen 
über die Planungen und Forde-
rungen zur Einkommensrunde 
intensiv informieren. 

	< Videokonferenz NBB-Landestarifkommission
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Virtuelle Besprechung der Geschäftsführung der 
Landesseniorenvertretung am 15. April 2021 
Am 15. April 2021 hat die Geschäftsführung der Landesseniorenvertretung des NBB ihre erste 
virtuelle Besprechung durchgeführt. 

Die teilnehmenden Kolleginnen 
und Kollegen konnten sich da-
mit erstmals seit Beginn der Co-
rona-Pandemie vis-à-vis treff en. 

Es war eine gelungene Veranstal-
tung und die Geschäftsführung 
der Landesseniorenvertretung 
möchte alle Seniorenvertretun-
gen des NBB ermuntern, diese 
Möglichkeit des virtuellen Tref-
fens während der Pandemie zu 
nutzen. Seniorinnen und Senio-
ren sind nicht technikfeindlich, 
sie haben aber teilweise ein an-
deres Herangehen an neue Tech-
niken.

In der Besprechung wurde auch 
darauf hingewiesen, dass virtu-
elle Treff en Vor- und Nachteile 
haben. Ein wichtiger Nachteil ist 
das Fehlen des direkten zwi-
schenmenschlichen Miteinan-
ders. 

Der an der Besprechung teilneh-
mende 1. Landesvorsitzende 
des NBB, Alexander Zimbehl, 
wies in seinem Grußwort darauf 
hin, dass es nach der Pandemie 

eine gesellschaftlich akzeptier-
te Regelung zwischen virtuellen 
Treff en und Präsenztreff en ge-
ben müsse. 

Weiterhin wies der 1. Landes-
vorsitzende darauf hin, dass die 
Politik während der Pandemie 
mit der „Bazooka“– kre-
ditfi nanzierte – 
öff entliche 
Mittel ver-
ausgabt 
hat. 

Wenn es 
aber jetzt 
um die Tarif-
verhandlun-
gen – einschließ-
lich Beamtenbesoldung 
– geht, wird von den Politikern 
auf die „leeren“ öff entlichen 
Kassen verwiesen, die keine 
Leistungen an die öff entlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zuließen. 

Von daher werden die anste-
henden Tarifverhandlungen für 
die Landesbediensteten schwie-

rig. Auch die Zahlung eines „An-
erkennungsbetrages“ an die 
Versorgungsberechtigten (das 
sogenannte Weihnachtsgeld) 
steht in diesem Zusammen-
hang.

Hinsichtlich der laufenden Kla-
gen vor dem Verfas-

sungsgericht und 
der verschlep-

penden Hal-
tung der 
Landespo-
litiker, die 
auch dazu 

führt, dass 
die Kläger 

versterben, 
wies Alexander 

Zimbehl ergänzend auf die 
Altersarmut von öff entlichen 
Bediensteten hin. 

Nach dem verfassungsrechtlich 
festgelegtem Abstandsprinzip 
muss die Nettoalimentation in 
den unteren Besoldungsgrup-
pen um mindestens 15 Prozent 
über dem sozialhilferechtlichen 
Existenzminimum liegen. 

Dieser Abstand ist teilweise bei 
den unteren Einkommensgrup-
pen des öff entlichen Dienstes 
nicht mehr vorhanden. 

Hartz-IV-Empfänger erhalten 
neben dem monatlichen Regel-
satz auch die Kosten der Unter-
kunft einschließlich Strom, Hei-
zung und so weiter, und 
eventuell Mehrbedarfe. Proble-
matisch wird es insbesondere 
für Rentner(innen) und Versor-
gungsberechtigte.

Insgesamt verlief die Sitzung 
sehr informativ und gut. Auf-
grund der guten Erfahrungen ist 
beabsichtigt, auch noch die 
nächste Sitzung als Videokonfe-
renz durchzuführen. 

Die Geschäftsführung der Lan-
desseniorenvertretung beab-
sichtigt zudem, die Senioren-
mappe des NBB und die 
Richtlinien der Landessenioren-
vertretung zu aktualisieren.

NBB Seniorenvertretung 
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Vorstandswahlen im DSTG-Landesverband Niedersachsen
Im April fanden bei der DSTG 
per Briefwahl die Vorstands-
wahlen im Landesverband Nie-
dersachsen statt.

Mit 97 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen wurde Thorsten 
Balster in seinem Amt als Vor-
standsvorsitzender bestätigt. 

Auch Balsters Stellvertreter, 
Markus Plachta im Bezirksver-
band Hannover und Reiner 
Küchler im Bezirksverband Ol-
denburg, wurden mit hervorra-
genden Ergebnissen wieder
gewählt. Neue weitere 
Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter sind Marianne Erd-
mann-Serec und Guido See-
mann.

„Die Corona-Pandemie zeigt 
uns aktuell, dass wir in der nie-

dersächsischen Finanzverwal-
tung technisch wesentlich 
besser ausgestattet sein müs-
sen“, stellte der wiederge-
wählte Landesvorsit-
zende in einem 
ersten State-
ment klar. 

„Schon 
seit Be-
ginn der 
Pandemie 
warten die 
Kollegin-
nen und Kol-
legen auf Lap-
tops und weitere 
technische Hilfsmit-
tel“, berichtete Balster. Das 
von der Politik geforderte  
Homeoffice sei somit für viele 
Kolleginnen und Kollegen nicht 
möglich. 

Ein weiteres Problem: „Unsere 
Betriebsprüferinnen und Be-
triebsprüfer müssen auf zu 
alte Hardware zurückgreifen. 

Das behindert sie 
bei ihren Be-

triebsprüfun-
gen enorm. 

Das alles 
kann und 
darf 
nicht 
sein!“

Auch zu 
der desola-

ten Personal-
situation in den 

Finanzämtern und 
den zusätzlichen Aufgaben 

für die Beschäftigten nahm Bal-
ster Stellung: Er forderte den 
Einstieg in eine Aufgabenkritik. 
Bei der derzeitigen besorgniser-

regenden Personalsituation, die 
sich in der nahen Zukunft wei-
ter dramatisch verschlechtern 
wird, müsse man sich die Frage 
stellen, welche Aufgaben wirk-
lich noch von den Kolleginnen 
und Kollegen erledigt werden 
können – und wirklich müssen. 

„Gerade jetzt ist es wichtig, die 
einzige Einnahmeverwaltung 
im Land zu stärken“, so Balster. 
„Die Kolleginnen und Kollegen 
wollen hoch motiviert ihrer Ar-
beit nachgehen.“ Schaffe man 
die Grundlagen dafür, könne 
sich der Staat über die Mehrein-
nahmen freuen, die gerade 
jetzt dringend erforderlich  
seien.

Der NBB gratuliert den Gewähl-
ten und freut sich auf weiterhin 
gute Zusammenarbeit!

© Memed_Nurrohmad/Pixabay

Aktuelles aus den Mitgliedsverbänden
Unsere Mitgliedsgewerkschaften und -verbände haben sich auch in den vergangenen  
Wochen wieder zu etlichen Themen geäußert. Nach wie vor ist die COVID-19-Pandemie  
das alles beherrschende Thema.

Hier eine Zusammenfassung der wichtigsten 
Aussagen und Forderungen daraus

	< Berufsschullehrer
verband Niedersachsen 
(BLVN)

	< Philologenverband  
Niedersachsen (PHVN)

	< Verband Bildung und  
Erziehung (VBE)

	< Verband Niedersächsi-
scher Lehrkräfte (VNL/
VDR )

	<  Schnelltests für Schulen

Am 23. März 2021 hat der NBB 
gemeinsam mit seinen Lehrer-
gewerkschaften und -verbän-
den in einer Pressemitteilung 

begrüßt, dass das Land Nieder-
sachsen endlich Schnelltests für 
die Schulen bereitstellen will, 
aber auch darauf hingewiesen, 
dass durch diese Selbsttest
strategie auf die Schulen viele 

Probleme und erhebliche Mehr-
belastungen zukommen. 

Es wurde ausdrücklich abge-
lehnt, dass die Verantwortung 
für die Schülerselbsttests bei 
den Lehrkräften liegt. 

Als mögliche Alternative wurde 
der Einsatz von externem Perso-
nal im Sinne von professionell 
vorbereiteten und geschulten 
Testteams gefordert. 

Außerdem wurde darauf hinge-
wiesen, dass der notwendige 
Gesundheitsschutz für Schulbe-
dienstete sowie Schülerinnen 
und Schüler nur zu gewährleis-
ten sei, wenn diese Tests und 
deren Ergebnisse vor Beginn des 
Unterrichts durchgeführt wer-
den beziehungsweise vorliegen. 
Betont wurde aber auch aus-

drücklich, das den Schnelltests 
eine wichtige Bedeutung zu-
kommt, da derzeit keine Aus-
sicht auf flächendeckende Imp-
fung besteht. 

Mit Nachdruck wurde an die Po-
litik appelliert, endlich alle ver-
fügbaren Impfvorräte freizuge-
ben und sofort ein Impfangebot 
für alle Schulbediensteten aller 
Schulformen bereitzustellen. 
Nur dann hätten die Schulen 
eine Chance in absehbarer Zeit 
wieder in den Normalbetrieb 
zurückkehren zu können. 

Die Ankündigung des Kultus
ministers, dass nach den Oster-
ferien eine Teilnahme am  
Unterricht nur noch nach ver-
pflichtenden Corona-Selbst-
tests möglich sei, wurde uniso-
no begrüßt. 
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Der Vorsitzende des VNL/VDR, 
Torsten Neumann, dazu: „Mit 
der Maßgabe, dass sich die 
Schülerinnen und Schüler zu 
Hause selbst testen müssen und 
nicht erst in der Schule, ist eine 
wesentliche Forderung unseres 
Verbandes erfüllt worden.“ 

Er wiederholte die Forderung, 
dass es aber schnellstmöglich 
ein Impfangebot für alle an 
Schulen Tätigen aller Schulfor-
men geben müsse.

Der Vorsitzende des PHVN, 
Horst Audritz, äußerte sich in-
haltlich genauso. 

Er wies zugleich darauf hin, dass 
nach den Osterferien die Durch-
führung der Abschlussprüfun-
gen, insbesondere des Abiturs 
abzusichern sei. Neben Selbst-
testungen forderte er daher aus-
reichend große und sichere 
Räumlichkeiten, bei Bedarf Luft-
filter- und Luftreinigungsanla-
gen sowie Trennwände, um An-
steckungsrisiken zu minimieren.

Franz-Josef Meyer, Vorsitzender 
des VBE, wies auf die noch offe-
nen Fragen hin. Etwa wie mit 
Testverweigerern umgegangen 
werden soll, wie vorgesehene 
„Nachtests“ in den Schulen or-
ganisiert und wie der zusätzli-
che Verwaltungsaufwand zur 

Kontrolle der Testrückmeldun-
gen bewältigt werden soll. 

Er schlug vor, zur Reduzierung 
der der täglichen Papierflut zu 
den negativen Testergebnissen 
solle eine einmalige Verpflich-
tungserklärung zur Selbsttest-
durchführung im Normalfall rei-
chen. Ein Testnachweis könnte 
anlassbezogen zusätzlich jeder-
zeit verlangt werden. 

In einem ausführlichen Inter-
view für die Braunschweiger Zei-
tung/Wolfsburger Nachrichten 
nahm der Vorsitzende des BLVN, 
Ralph Böse, Stellung zu den Aus-
wirkungen der COVID-19-Pan-
demie auf das Schulleben. 

So sagte er unter anderem dass 
bei der Digitalisierung weiterhin 
dringender Handlungsbedarf 
bestehe, er forderte mehr Infek-
tionsschutz und schnelle Impf-
angebote für die Lehrkräfte. 

Außerdem wies er eindrücklich 
darauf hin, dass Schüler in 
schwierigen häuslichen Verhält-
nissen in vielen Fällen nur mit 
Präsenzunterricht bei der Stan-
ge gehalten werden können, im 
Distanzunterricht tauchen viele 
regelrecht ab.

Im Vorfeld der geplanten bun-
desweit einheitlichen Corona-

Regelungen lehnte der VNL/VDR 
strikt ab, dass Schulen erst ab ei-
nem Inzidenzwert von über 200 
geschlossen werden. Es wurde 
für Niedersachsen die Beibehal-
tung des Grenzwertes von einer 
Inzidenz von 100 gefordert. 

Auch der PHVN schloss sich dem 
an und führte als Begründung 
unter anderem an: „Eine Eini-
gung auf den Inzidenzwert 200 
als kleinsten gemeinsamen 
Nenner ist unzumutbar und 
nimmt Infektionsrisiken fahrläs-
sig in Kauf. Verantwortlich han-
deln heißt: Gesundheitsschutz 
muss absolute Priorität haben.“ 

Der VBE wies in diesem Zusam-
menhang auf eine Elternumfra-
ge des IFO-Instituts und die 
Schwächen unseres Bildungs-
systems hin: „Reduzierte Lern-
zeit von mehr als drei Stunden 
pro Tag im Homeschooling und 
nur sporadischer Distanzunter-
richt bei vielen Kindern (39 Pro-
zent nur einmal wöchentlich) 
zwingen zu eigenständigem Er-
arbeiten der Unterrichtsinhalte. 

Das ist für viele eine Überforde-
rung und führt dazu, dass die 
Mehrheit der Eltern (59 Prozent) 
angeben, ihre Kinder haben 
während der Schulschließungen 
viel weniger gelernt als in der 
Schule.“ 

Daher forderte er: „Wir brau-
chen für Niedersachsen drin-
gend einen ‚Masterplan‘ für die 
kommenden Schuljahre mit För-
derkonzepten, die abgestimmt 
sind auf die Bedürfnisse von 
Kindern mit Lernproblemen und 
aus schwierigen Familienver-
hältnissen. 

Das ‚neue Lernen‘ muss auch die 
verkrusteten und kleinteiligen 
Kerncurricula ins Visier nehmen 
und auf notwendige Basics ‚zu-
sammenstreichen‘. Es geht da-
bei nicht nur um versäumten 
Lernstoff, sondern auch um eine 
Rückkehr zum sozialem Mitein-
ander.“ 

Begrüßt wurde vom VNL/VDR 
die Ankündigung, das im Mai 
alle an Schulen Tätigen ein 
Impfangebot erhalten sollen. 
Damit wird eine wiederholt ge-
stellte Forderung umgesetzt. 
Das Impfangebot sei überfällig. 

	< Abschlussprüfungen

Ein Thema war auch die Test-
pflicht bei Abschlussprüfungen. 
Audritz, Vorsitzender des PHVN, 
dazu: „Verpflichtende Tests sind 
eine unverzichtbare Vorausset-
zung für die Durchführung ord-
nungsgemäßer Prüfungen wie 
beim gerade anstehenden Abi-
tur. Eine Aussetzung der Test-



pflicht wäre unverantwortlich. 
Die aktuelle Entwicklung der In-
fektionszahlen würde einer Aus-
setzung der Testpflicht wider-
sprechen. Dies gilt auch bei 
Abschlussprüfungen. Es geht um 
gesundheitliche Sicherheit und 
nicht um rechtliche Bedenken.“ 

Die Ankündigung des Kultusmi-
nisters unter Umständen be-
reits ab Mitte Mai Wechselun-
terricht an allen Schulen zu 
ermöglichen, hält der VNL/VDR 
für unverantwortlich. 

Selbsttests und Impfangebote 
reichen für eine erweiterte 
Schulöffnung nicht aus. Zumal 
wenn bei Abschlussprüfungen, 
die Selbsttests ausgesetzt wer-
den und nach Erkenntnissen des 
RKI die Infektionslage von Kin-
dern und Jugendlichen auf Re-
kordniveau geklettert ist.

Der VBE kommentierte: „Bevor 
nicht alle Impfwilligen der wei-
terführenden Schulen geimpft 
sind, dürfen auch keine generel-
len Öffnungsschritte erfolgen. 
Das verbietet das hohe Infekti-
onsrisiko, dem sich die Kollegin-
nen und Kollegen täglich ausset-
zen müssen“, und weiter: „die 
Rückkehr aller Klassen ins Szena-
rio B ist erst beim Absinken der 
Inzidenzwerte unter 100 akzep-
tabel. Der Kultusminister sollte 
aber für Regionen, die schon län-
ger im Szenario C sind, flexible 
Lösungen für Kleingruppenun-
terricht anbieten, ohne dass sich 
in Schulbussen und in der Schule 
wieder halbe Klassen drängeln.“ 

	< Impfangebot für  
Schulbeschäftigte

Gemeinsam begrüßten der 
VLWN und der BLVN das Impf-
angebot ab 1. Mai an alle Schul-

beschäftigten, gleichzeitig wie-
sen sie aber auch darauf hin, 
dass in Niedersachsen bislang 
nicht genügend Impfstoff vor-
handen sei und auch 150.000 
aktive Feuerwehrleute und Be-
schäftigte der Kinder- und Ju-
gendpflege ab 1. Mai einen pri-
orisierten Impfanspruch haben. 

Daher seien Zweifel ange-
bracht, ob die Impfgeschwin-
digkeit ausreicht, um auch die 
80.000 niedersächsischen Lehr-
kräfte zuzüglich die in den Schu-
len Tätigen an den Schulen zeit-
nah zu impfen.

	< Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG)

Zu einer 
vom Innen-

ministerium initiierten Polizei-
studie war die DPolG bislang 
nur unzureichend über Inhalte 
und Zweck dieser informiert.

Am 20. April fand daher ein Ge-
spräch mit Projektverantwort-
lichen statt, Unklarheiten dabei 
konnten beseitigt werden. Ob 
das ambitionierte Ziel einer 
sachlichen Analyse und einer 
wertfreien Verwendung der Er-
gebnisse erreicht werden kann, 
gilt es erst einmal aufmerksam 
zu beobachten. 

Der im Austausch gewonnene 
Eindruck war in erster Hinsicht 
positiv und von einer offenen, 
sachlichen Diskussion geprägt. 
Das Projekt hat einen zeitlichen 
Rahmen von mehr als zweiein-
halb Jahren. Daher wird es noch 
eine Weile dauern bis erste aus-
sagekräftige Ergebnisse zutage 
gefördert werden.

Passend zum Thema hat die 
FDP-Fraktion eine Kleine Anfra-

ge unter dem Titel „Welchen In-
halt hat die niedersächsische 
Polizeistudie“ gestellt. Fragen 
und Antworten sind in LT-
Drucksache 18/9120 zu finden. 

	< Kriminalstatistik 2020

Die vom Innenminister Pistorius 
am 22. März vorgestellte Krimi-
nalstatistik für 2020 offenbarte 
unter anderem, dass die Gewalt 
gegen die Polizei gegenüber 
2019 um circa neun Prozent ge-
stiegen ist. 

Patrick Seegers, Landesvorsit-
zender der DPolG, sagte auch, 
dass neben der körperlichen Ge-
walt ein weiteres Phänomen ge-
sehen wird: „Wir haben ein Pro-
blem mit der Verrohung unserer 
Sprache in der Gesellschaft. Eine 
Beleidigung gegen die Polizei 
oder Polizistinnen geht zuneh-
mend mühelos über die Lippen. 

Man muss mitunter den Ein-
druck haben, dass Polizeibelei-
digungen und Bedrohungen ge-
genüber der Polizei in Mode 
gekommen sind – und das über-
greifend in allen Gesellschafts-
teilen.“ 

Nach Auffassung der DPolG 
braucht es endlich einen ge-
samtgesellschaftlichen Ansatz, 
der sowohl verstärkte Repressi-
on als auch eine ausgebaute 
Prävention beinhaltet. Deshalb 
fordert sie ein Umdenken und 
Bewusstwerden der Politik. 

„Wir sollten in Niedersachsen ein 
Gesellschaftsforum, bestehend 
aus Vertretern der Politik, der 
Kommunen, der verschiedenen 
Schul- und Bildungseinrichtun-
gen, der Wirtschaft, der Sicher-
heitsbehörden und der Religions-
gemeinschaften ins Leben rufen.“ 

	< Nutzung privater  
Handys

Ein wichtiges Thema ist für die 
Polizei die Frage, inwieweit pri-
vate Handys mit der Dienst-
software genutzt werden dür-
fen. 

Dies soll demnächst offensicht-
liche nicht mehr möglich sein, 
da die Nutzung auf privaten Ge-
räten eine Gefahr für den Da-
tenschutz darstellt und deshalb 
zu verbieten ist. 

Die Nutzung von Privathandys 
ist aber notwendig, weil es zu 
wenige dienstliche Geräte gibt. 
Bei einem Verbot würden die 
Kosten für die Ausstattung aller 
Polizeibeamtinnen und -beam-
ten mit dienstlichen Handys im 
zweistelligen Millionenbereich 
liegen. 

	< Funkstreifenwagen

Das auch der Funkstreifenwa-
gen ein sicherer Arbeitsplatz 
sein muss, der orthopädische 
Mindestanforderungen erfüllt, 
ist seit Langem eine Forderung 
der DPolG. 

Der Sitzplatz ist gerade mal 32 
Zentimeter breit, dies reicht 
nicht aus, um mit einer umge-
schnallten Koppel viele Stunden 
zu sitzen, ohne sich dabei Schä-
den an der Hüfte und der Band-
scheibe zuzuziehen. 

Da in den vergangenen Mona-
ten vermehrt Klagen dazu  
auftraten, wurde in einem  
Ministergespräch anschaulich 
dargestellt, wie knapp 32 Zenti-
meter sind. Daraufhin wurden 
seitens des Innenministers  
Prüfungen zur Sitzoptimierung 
zugesagt. 
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